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REPUBLIK OSTERREICH 
)~V·. {;l'~.?i:t:i.~cbu.ngsp(;i'il)de 

101 C \l7ien, den ...... , .... f> .. '" ..... i??..p.t;.~rp.p~:r' ....... 1979 BUNDE$MINJSTERIUM 
peR SOZIALE VER\"lALTUNG 

Zl.21.891/63-1b/79 

StUbt.nring 1 
T eiel,hon 75 00 

41J.flA8 

'tg"19 -09- 1 0 
zu -101/J 

der Anfrage der Abgeordneten zum National-
rat HEINZINGER und GelJOSSen a1: den Bundes-­
minister für soziale Verwaltting betreffend 
AUfstockung der Gebälter der Generaldirektoren 
~ ~ . 1 ., t" ( 1- 1 "1 /J \ aer ~oz1a~vBrelcnerungs;rager ~ro U J-

In de:c vorliegenden. Anfrage wurden an mich folgende 
Fregen gerichtet: 

1. Entspricht ds den Tatsachen, daß den Generaldirektoren 
der !I großen Sozial versiebcI'ungs träger:" eine 20%ige 

Au.fstoekung der Bezüge zu~gestanden. l.vorden ist? 

2. Welche Gründe waren daflir ausschlaggebend? 

3. v/erden auch die Bezüge der sl1deren Bediensteten bei 
den Sozialversicherungsträgern im gleichen Ausmaß 

'. 

aufgestockt? 

LI· .. i.1urde obige:L~ Aufstock:.tngsbeschluß im zuständigen 
Gremium des Haupt'T;crbandes der esterreichischen Sozi.al­
versicherungsträger einstimmig gef aßt '! 

In Beantwortung dieser Anfrage beehre ich mich, zunächst 
grundsätzlich darauf hinzuweisen! daß der Ge etzgeber 
auf die unmittelbare Vollziehung von So~ialv rsicherungs-

6eset~en durch Organe der staatJ.ichen Verwalung verzichtet 
und diese AufgabA den Sozialversicherullcstr~gern im Rahmen 
dar Selbstverwaltung zur Besorgung fibertragel hat. Dem 
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System der Selbstverwaltung entsprechend unterliegen 

d~e Organe G.er ßozial versiche:eungsträgel." bei. turch­

fübrung der ihnen übertragenen Aufgaben nicht einem 

\1eisungsre~htJ sondern nur einem nachDrüfer..den Auf­
sichtsrecht derzust~ndigen staatlichen BehBrde. Die 
oberste Aufsicht ist, soweit es sich um die hier in 

Rede stehenden Angelegenheiten handelt, laut gesetz­
licher Anordnung mir übertre.gen (§4J+8 Ahs.'1 ASVG, 
§ 220 Abs,,1 GSVG, § 208 Abs,,1 BSVG, § 154 AbSo1 B-KUVG)o 

Was die Geltendmachung dieser Kontrollrechte anlangt, 
so r1a~cf nic!'lt iibersehen werden, daß dem Aufsichtsrecht 

Grenzenge~etzt; sind" So bestimmen die Sozial ve~L'siche­

rungsgcse·tze iibereinstLmllend, daß im Rahmen der Ausübung 

der Al1fsicbt die Gebarung der Versicherungsträger dahin 

zu überwachen ist, daß Gese~z und Satzung sowie die da­
rau~ beruhenden sonstigen Rechtsvorschriften beachtet 

\'isrden; die Aufsicht kann sich auch auf Fragen der Zl;leck­

mä.ßigkeit erst::L'8cken, doch ist sie auf wichtige Fragen 

zu beschränken und soll in das Eigenleben und die Selbst­

verant\Vor"Gung des Versicl:erungsträgers nicht ul1uö.tig ein­
greifen. Zu den dienstrechtlichen Angelegenheiten ist im 
besonderen anzuführen, daß die Recbtsbeziehungen zwischen 

den Sozialversicherungsträgern und ihren Bediensteten 
du.reh pl."i.vatrechtliche Verträge nach .t1aßgabe der für die 

Sozialversicherungsbediensteten in Betracht kommenden 
Richtlini.en' zu regeln sind,. Nach di.esen Richtlinien 

(Dienstordnungen) kann der Vorstand eines Sozialver-
. , .. "·1 h +: ,\·1 • b /1 f:nC~le:('u:ngstragers m:L t 8ll1Z e-. nen b.nge s "e.,._ tell, l.ns esonüere 

leitenden Angestellten, von den Vorschriften der Dienst­

ordnung abweichende Vereinbarungen abschließen. Solcbe 
V 

.. 
ereinbarungen und deren And9rungen bedürfen zu ihrer 
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Rechts\'lirksamkeit der _ vorherigen Zustimmung 

des Hauptverbandes der österreichischen Sozialver·· 

sicherungsträger. 

Aus dB::!:' vorstehenden rechtlichen Da.rstellung folgt, daß 

mir in meiner Eigenschaft als obsrste Aufsichtsbehörde 
~ine Einflußnahme insbcson~ere auf die bezugsrechtliehe 

Gestaltung eines zwischen einem Sozialversicherungs-
träger und einem Bediensteten im Rahmen der geltenden 

Dienstordnungen abgeschlossenen Dienstverhältnisses 
nicht zusteht .. Dies gilt in besonderem NaBe auch für den 

Fall der bezugsrechtlichen Regelung eines Dienstverhält­

nisses mit einem leitenden Bediensteten eines Sozialver­
sicherungst:cägers. In diesen :E'ällen liegt die Verant\>lortung 

für derartige I"laßnahm8n ausschließlich bei de:! zuständigen 

Organen der Selbstverwaltung, denen die hier in Betracht 

kommende Agende vom Gesetzgeber zur weisungsfreien Be-
. sorgung übertragan wurde~ 

-Für di~ Beantwortung der mir gestellten Fragen bin ich 

daher aUßschließlich auf die Stellul1g11ahmt'~ des Hauptver­
bandes der Bsterreichischen Sozialversicherungsträger an­
gewiesen, die ich im folgenden wiedergebe: 

"Das Bezugsrecht der Dienstordnung fi.ir die Verwal tungs­
angestellten der Sozialversicherungsträger geht von dem 
Grundsatz aus} daß fUr jeden leitenden Angestellten ohne 

Rücksieht auf die Größe des Versicherungsträgers und 
dessen Aufgabenbereich der gleiche Gehalt vorgesehen ist. 

Eine bezugsrechtliehe Differen~ierung ist lediglich durch 
: eine unterschiedliche Höhe der Leitungszulage mBglich~ 

Das führte dazu; daß im Jahre 1978 zwischen dem Gesamt-

bezug des leitenden Angestellten des grBßten Sozialver­
sicherungsträgers mi t einem Gebarungsvolu!uen von /4-2,559 Hrcl .. S 
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und einem Personalstand von 3854 einerseits und dem 
Gesamtbezug des leitenden Angestellten der kleinsten 

Gebietskrankenkasse mit einem Gebarungsvolumen von 

523 l"lio. S und einern PerscnaJ.stcmd von 204 andererßei ts 
ei~ Gehaltsunterschied von Dur 19,44 % bes~eht. Die 

Gehaltsdifferenzen fUr die gröE\enmäßig dazwiscbenliegenden 

'r' c.~ b"l+ ' t h .,' 't ~lese'0pannungsver~8 0111S89 en-sprecLen auen Ulcn an-
nähernd der unt.erschiedlichen Größe und dem unterschied­
lichen Aufge.benbe::;eich der einzelnen Vers.Leherungsträger, 
'.... i b .. , , . ---' . d n d ~. t d- n lDsuesnru ere wenn man erucKslch~lg~, a~ en ~el en 8. 

Angestellten der großen Versicherungsträgsr zusätzlich 

die mit; der Führung "lon Sonderhei lanstal ten, r-tehabilitations­
zerltren, Unfallkrankenhäuse:rn une. Gr(JßD.m.bulato~:,ien ve1'-­

bundene Verantwortung übertragen wurd80 

Das Dien6trec~t gibt den Sozialversicherungstr~gern im 

Hinblick auf den nivellierenden Effekt des Gehaltsßchemas 
-. fJ1" l' ". . t dl8 .lJ.og J.C,lKeJ.. , im Wege von Sondervertr~gen.leistungs-

he.lten aber nu:l' Rechtsvd.rksamkei t 1 l,'Tenn sie VGlJ1 Hcmptver­

band gene~nigt werden. 

Atl.S einem konkreten Anlaß hat nun der ITa.up tv~;rbaml für 
sein Genehmigungsverfahren in Form. eines 5:ahmenbesehlusses 

folgende Grundsätze autgestellt~ 

1. Es werden mIr solche Sonderverträge genehmigt, durch 
die der kqllektivvertragliche Bezug eines leitenden 

Angestellten um hBchstens 20 % Uberschritten wird. 

2. Voraussetzung fUr eine solche sondervRrtrugliche 
Be'7l1r;:r'''':r''~~C'P'J'u'ng ·~L.st "'1' "",,, 1"'l;ni:L""'~'d'l' e· 1·)ct·"P-j· +. <Cl'),~ J.. ... p;t;p'nder 

J .. J 0..... .. t.;,:)""" ~. .. c ~ .L,r..... .t..,.\o. J. "",,,:) lJ... _ u tJ ...... ~~.J Cl J.. ... ~ _.' __ ..J ~,?_. • 

Angestellter innerhalb der 5sterreichischen Sozialver­

sicherung v~n acbt Jahren. 

114/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)4 von 13

www.parlament.gv.at



... 

• - 5 -

3. Nur für die sieben gr i3ßten V011 insgesamt. 29 Soz1a1-

versicherungs instituten kommt eins solche sonderver­
tragliche Bezugsregelung in Betracht. 

Ob und in welchem Ausmaß die einzelnen Versicherungs-
träger von der MBglichkeit des Abschlusses von Sonder­
verträgen für ihre leitenden Angestellt.en Gebrauch machen, 
liegt ausschließlich in der Kompetenz der Verstände dieser 
Versicherungsträger. Diesbezligliche BeschlUsse der Vor­
stände sind dem Hauptverband mit dem Antrag auf Genehmigung 
vorzulegen. Die Zeitungsmeldungen, die von einer generellen 

20 %igen Bezugsregelung für die Generaldirektoren berichten, 
sind demnach vollkommen falsch. 

Zusammenfassend w~r8 die Anfrage der A~geordneten Heinzinger 
und Genossen wie folgt ~u beantworten: 

1. Es entspricht nicht den Tatsachen, daß den General­
direktoren der tI große!l Sozial versicherungsträger!1 eine 

20 %ige Aufstockung der Bezüe;e zugestallden v.'urde; der 
llauptverband hat lediglich durch eine~ Rahmenbeschluß 
die Grundsätze aufgestellt, nach denen Beschlüsse von 
Vorständen einzelner Sozialversicherungsträger genehmigt 
vierden könnten. 

2. Da die Frage 1 mit nein beantwortet wird) können auch 
keine Gründe dafUr angegeben werden. *) 

3. Auch für andere Bedienstete besteht die Möglichkeit 
des A"oschlu8ses von Sonderverträgen und auch darüber 

liegt dil-) Entscheidung zunächst beim Vorstand des 

jeweiligen Versicherungsträgers; diese Entscheidun~ 
. bedarf dann der Genehmigung' durch den HauptvGrband. 

4. Es handelt sich um keineri Aufstockungsbeschluß im 
zuständigen Gremium des Hauptverbandes, sondern um 

*)Anm~rkung: Dazu möchte ich B"P 
u.J. die eInleitenden allge-

meinen Ausflihrungen verweisen. 
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einen Beschluß über die Festlegung von Kriterien fHr 
die Genehmigung von Sonderverträgen; dieser Beschluß 
wurde einstimmig (bei Stimmenthaltung Obmann Dr.Haiders) 
gefaßt~ 

Aus dem Bericht, der dem erweiterten Präsidium für die 
Sitzung vom 25.Juni 1979 vorgelegt \'Jurde, sind jene 

. b T r: . t t' .. h' l' h f" d '1' t: d SlG en ~nS~l'U lonen erS1C~~ 10 , ur Leren ~el~en e 

Angestellte Sondervertr~ge im Sinne der vorstehend an-

f .. , t T-' ..... • TI t b t- ' d . B ge UnI' ,en Arl~erlen lU ~e' rac.~ Kommen; aus lesern e-
rieht geht .'luch J:H;r,\:or, daß sowohl das Gsbarungsvolumen 
als auch der Personalstand, der örtliche Zuständigkeita­
bereich und die sachliche Zuständigkeit zur Durchführung 
mehrerer Versicherungsz."i-leige für die Abe;renzung maßgebend 
sind." 

E · f .f" • S 1 H t Jl!l8nUS ..... ertlgung des lU der .. 'tellungnaJ.1me des aup-

verbandes er\\1ähntl~n Berichtes schließe ich der gegen­
ständlichen Anfragebeantwortung bei. 

Ergänzend teile ich mit, daß bishE';r zwei Institute von der 
ihnen zustehenden MBglichkcit der BezugserhBhung für ihre 
leitenden Angestellten Gebrauch gemacht haben: Die Wiener 
Gebietskrankenkasse für Ar~eiter und Angestellte hat die 
ihr eingeräumte Ermächtigung voll ausgeschöpft, der Haupt­
verband der asterreichis~hen Sozialversicherungsträger 
hat die BezUge seines leitenden~ngestellten um ca. 5 v.H. 
erhöht. 

, ' I . 
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DER OSTERREICHJSCHrN SOZ'f.LVERSICHEr.UNGSTR}.GEI. 

Zu Punkt 1 der TO 
der Si t,;,:unC 

11:23-37,:)2/79 D/Ea 
des eT~ei~erten Pr&sidiumc 
aro 25. Juni 1979 

:getr. : 

B e r i c 11 t 

Gehaltsfestsetzung durch Sonderverträge 
für den leitenden Angestellten großer 
Versicherungsträger und des Hauptver-. 
bandes 

A. G~_enwä.rtiJ'~e __ Genaltsfestsetzung durch. 
d i _,=-y. i C rl.§ t o!'" cI nun t3 

"Das Bezucsrecht der Dienstordnung geht von dem Grund~ 

satz aus, daß für jeden leitenden Angestellten ohne Rück­

"sicht auf die Größe des Versicherungstrigers und dessen 

Aufgabenbereich der gleiche Gehalt vorgesehen ist (Ge~ 

haltsgruppe G, Dienstklasse 11). Lediglich beim Ausmaß 

der Leitungszulage wird wie folgt differenziert: 

.~ '. 

Hau p t v e :,:·b f'. n cl 

Wiener Gebietskrankenr.asse 

Niederöcterreichische Gebietskrankenkasse 

Oberösterreichische Gebietskrankenkasse 

Steiermirkische Gebietskrankenkasse 

Allgemeine Unfa.l1versicherungsanstalt 

Pensionsversicherunesanstalt der Arbeiter 

Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Hirtschaft 

Sozialversicherungsnnstalt der Bauern 
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.Bi 5 ZU 70 % L,!l tung::; zulaC'.~ 

Versicherungsanstalt 6ffentli6h 
Bediensteter 

.~is zu 55 % Leitune;Sz'llag~ 

Kärntner Gebietskrnnkenkasse 

Salzburger Gebietskrankenkasse 

Tiroler Gebietskrankenkasse 

'""" 

Vorarlberger Gebietskrankenkasse 

Versicherungsanstalt des österreichischen 
Be:1'!soaues 

Bis zu ~5 % LeitDngszulage 

Burgenländische Gebietskrank~nkasse 

pis zu 10 % Leitungszulage 

Versicherungsanstalt des österreichischen 
!iotari a. tes 

~E~~~~~~~!~~~~!!~i~~~_~~~~~~~~_~~~ 

Y~r~i~~~r~~s~~~~e~r~ 

Die unterschiedliche Höbe der Leitungszulagen ergibt 

unter Berijcksichtig~ng des gleichen Grundgehaltes folgende 

Spannungsverhiltnisse: 

a) Versicherungsträger mit 80 % : Versicherungstr&ger mit 70 
Spannungsverhältnis 180 : 110 
Unterschied in Prozenten: 5,56 

b) Versicherungsträger mit 80'% : Versicherungsträger mit 55 
Spannungsverhä1tnis 180 : 155 
Unterschied in Prozenten: 13,89 

c) Versicherungsträier mit 80 % : Versicherungsträger mit ~5 
Spannunssverhiltnis 180 : 145 
Unterschied in Prozenten: 19,~~ 

Dieze SpBnnungnverhältnisse~entsprechen auch nicht annähernd 

der unterschiedlichen Größe und dem"u-nterschiedlichen Auf­

gubenb~reich· . der einzelnen Versicherungsträger; das Bezugs­

recht hat daher einen Gtark niv~llierenden Effekt. 
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§E!~~~~ß~!~~~~!~~!!~~_~~!!~b~~_~~E_~~!~g~~_~~~ 
leitenden An~estelltcn und ihrer ständi~en ._----- -_._- -- -- --- -- -- -- --_. -- -- -- -- ----_. -- -" _ .. 
Stell vertr e1~er 

Einen ebenso nivellierenden Effekt zeigt das Bezug$­

recht bei einem Vergleich der Bezüge der leitenden Ange­

stellten mit den Bezügen ihrer stindigen Stellvertreter. 

Bei den Versicherung~trigern mit der h5chstm6glichen Lei­

tungszalage (80 % für den leitenden Angestellten, 60 % für 

die ständigen Stellvertrete~) betrigt dieses Spannungsverhilt­

nis IBo : 160, was einem Unterscbied von 11,11 % entspricht. 

Diese überaus geringe Differenzierung entspricht weder dem 

unterschiedlichen Verantwortungsbereicb noch der sich daraus 

notwendigerweise ergebenden Arbeitsbelastung zwischen dem 

leitenden Angestellten eine~seits und dessen ständigen Stell­

vertretern andererBeits~ 

Der leitend~ Angestellte ist der Selbstver­
waltung gegenfiber ffir den gesamten Blirobe­
trieb verantwortlich und der Dienstvorge­
netzte aller hauptberuflichen Mitarbeiter 

Der leitende Angestellte ist darüber hinaus 
fUr besonders ~ichtige Bereiche des BUros 
unmittelbar res~ortzust~ndig 

Der Geschäftsbereich eines ständigen Stell­
vertreters umfaSt - je nach der Anzahl der 
Stellvertreter - im Durchschnitt ein Viertel 
des Geschäftsbereiches des V~rsicherungs­
triigers 

Die ständigen Stellvertreter sind gegenüber 
de~ leitenden Angestellten weisungsgebunden 

B. GehaltsfestsetzunCLEurch Sonderve:t'trä.~ 

Das in doppelter Hinsicht unbefriedigende Gehaltsrecht 

der Dienstordnung könnte durch Sondervertrige in der Weise 

ergänzt werden, daß dem Bedürfnis nach leistungsgerechteren 

Abstufungen besser Rechnung getragen wird. Vor allem aus 

der Gruppe jener Versicherungsträger, für die nach der 

( 
" , , 

I 

I' 
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Dienstordnung di0 höchste J.;eit..ungszulagc vorgeGehen ist, 

mUßt.en die größten Versicherungsträger herausgelöst wer­

den; für die leitenden Angestellten dieser Versicherungs­

träger sollte durch entsprechende Sondervertr~ge eine 

Sonderregelung getroffen werden. 

Gegenw~rtig gilt fUr neun Versicherungsträger und flir 

den Hauptverband die höchste Leitungszulage im Ausmaß vQn 

80 %. Teilt men diese zehn Institutionen ihrem Umfang und 

ihrem Aufgabenbereichentsprechend in zvei Grllppen~ wobei 

sowohl das Gebarungsvolu~en als auch der Personalst~nd» 

der örtliche Zuständigkeitsbereich und die sachliche Zu­

stindigkeit zur DurchfGhrung mehrerer Versichcrangszveige 

heranzuziehen sind~ so ergibt sich folgendes: 

Ge'barung 1918 
Mrd. S 

-----_.-
Hauptverband 

Wiener Gebietskrankenkaase 

Pensionsversicherungoanstalt 
der Arbeiter 

Pensionsversicherungsanstalt 
der Angestellten 

Allgemeine Unfallversiche­
rungsanstalt 

Sozialversicherungsan~talt 
der Ba.uern 

Sozialversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft 

Ni~derösterreichische Gebiets­
kranl<. enkas s e 

Ober5sterreichische Gebiets­
krankenkasse 

Steiermirkische Gebiets­
krankenkasse 

1,1 

42~h 

26,5 

4:9 3 

9,4 

9,4 

3,0 

4 0 , 

-3.1 

·Per sonalstand 
Stichtag 
Mai 1978 

-----------

3.552 

3.842 

2.436 

3.321 

2.241 

1.135 

1.500 

1.528 

1.166 

Für die leitenden Angestellten der ersten Gruppe sollten 

Sonder~ertrige mÖGlich se1D) durch die der jeweils höchste 

schemumäßige Bezugsansatz in GilI einschließlich der Dienst­

alterszulage und einschließlich ~onstiger fUr die Bemessung 

; 
;-

!, 
! 
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der Leitungszulage maßgebender Zulagen um 20 % erhöht 

wird. Von diesem erhöhten Grundbezus aus ~äre die dicnct­

ordnungsrnäRig zuerkannte Leitungszulage zu bemessen; 

für die drei Versicherungsträger der zweiten Gruppe sollte 

es bei der gegenwärtigen dienstrechtlichen Regelung ver­

bleiben. 

B~i der Heraushebung dieser ~ieDen Institutionen 

durch Sonderverträge wUrde sich das Spannungsverhiltnis 

sowohl zwischen den Versicherungstr~gern als auch zwischen 

den Bezügen der leitenden Angestellten und deren ständiger 

Stellvertreter wie folgt verändern: 

r------- ----------~---------------'--------------~ 
, gegenwärtiges Spannungs­

vcrhäl tni s 
Eipannunp;sverhäl tnis bei An­
",endung der Sonderverträge 

------------------_ .. _---
Ve:' .. sic~erungsträger ruit 

I Da,· ehstmöglicher L-ei tungs­
t ~ llage 

I 
Unterschied 

Gesa:r.tbezug des leitenden 
Angestellten : Gesa"ntbezug 

I de"" ,~+;: a' St 11' ... 

L 
.' "' .... dn .1gen. e_. ver •. rc·-

te:.-s 

Unterschied 

180 : 180 

o % 

180 : 160 

11,11 % 

~~~~~Ef_~~~_§~E~~!~~~~~EB~_~~_~~~~_~f~QE~!: 
dienstzeit als lei~ender Angestellter 
---------------------------~---------

216 : 180 

16:>67% 

216: 160 

25,93 % 

Das dienstordnungsmißige Bezugsrecht differenziert e1ner­

seits D&ch der Verwendung, andererseits nach der zurliekge­

legten Dienstzeit. Auch bei sondervertraglicher Bezugsrege­

lung sollte der Faktor Dienstzeit nicht zur Ginze außer Acht 

bleiben. Es sollte daher vorgesehen werden, daß die obin 

dargestellte sondervertragliche Bezugsregeluns nur ffir jene 

leitenden Angestellten möglich 5eins011~ die mindestens 

acht Jahre dic' Funktion eines leit.enden AngcGtellten in 
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der 6sterreichischen Sozialversicherung ausgeGbt haben 

(diese acht Jahre entsprechen der doppelten Wartezeit» 

die für den Anspruch auf die DienstulterszulBge erforder-

lieh ist). 

A n t rag 

Das erweiterte Präsidium wird gebeten, folgenden 

Beschluß zu fassen: 

Der Hauptverband wird gemäß §1 Abs.8 der Dienst­

ordnung A für die Angestell~en bei den Sozialver­

sicherungs-'Grägern ÖS'::'erreichs (00 .A) Sonderver­

trägen die Zustimmung nach Maßgabe folgender Be­

stimmungen crteileri: 

1. für die leitenden .A!}ß.~stellteZl 

des Hauptverb~ndes 

der Wiener Gebietskrankenkasse 

der Pensionsversicherungsanstalt 
der Arbeiter 

der Pensionsversicherungsanstalt 
der Angestellten 

der Allgemeinen Unfallversicherungs­
anstalt 

der Sozialversicherungsanstalt 
der Bauern 

der Sozialversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft 

2. Der jeweils h~chste schemamäßige Bezugsansatz 

in G/II einschließlich der Dienstalterszulage 

und einschließlich sonstiger fUr die Bemessung 

der r, ei tungszulage maßgebender Zule.gen wird um. 

maxima.l 2:) % erhöht. 
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3 .. Von diesem erhöhten Bezug wären die nach der 

Dienstordnung möglichen Leitungszulasen zu 

berechnen. 

4. Voraussetzung für eine 50lc~e sondervertragliche 

Bezugsregelung ist eine Mindestdienstzeit als· 

leitender Angestellter innerhalb der österrei­

chischen Sozialversicherung von acht Jahren. 
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